
Ärger um freie Fläche in Ochtersum

Ochtersum. Eigentlich schien alles in
trockenen Tüchern. Doch nun steht die
Bebauung der freien Fläche an der Stra-
ße „Am Deipensiek“ in Ochtersum wie-
der in den Sternen. Kurz vor der Sitzung
des Ausschusses für Stadtentwicklung,
der diese Woche tagte, flatterte ein Brief
mit Einwendungen von Anliegern auf
den Schreibtisch von Stadtbaurat Kay
Brummer. Der sah sich genötigt, die Be-
schlussvorlage für den Ausschuss zur
Änderung des Bebauungsplanes zurück-
zuziehen.

Das rund 1400 Quadratmeter große
Grundstück war seinerzeit bei der Be-
bauung des Ochtersumer Wohngebietes
bewusst freigelassen worden, um dort
möglicherweise einmal einen Spielplatz
anlegen zu können. Dieser Plan wurde
allerdings nie in die Tat umgesetzt.

„Da ist zehn bis 15 Jahre lang nichts
passiert“, betont Ochtersums Ortsbür-
germeister Ulrich Kumme auf Nachfrage
dieser Zeitung. „Stadt und Ortsrat sind
sich inzwischen auch einig, dass ein sol-
cher Spielplatz nicht mehr benötigt
wird.“ So gebe es ja im Baugebiet Mit-
telfeld mittlerweile in einiger Entfernung
bereits einen Spielplatz. Auf der Suche
nach freien Bauplätzen sei die Stadt
während des vergangenen Jahres nun
wieder auf die Rasenfläche gestoßen.

Kumme erinnert daran, dass der Orts-
rat bereits im Dezember vergangenen
Jahres grünes Licht für die Änderung
des Bebauungsplanes gegeben habe.
„Am Dienstag dieser Woche erreichte
mich plötzlich ein Brief von etwa zehn
Anwohnern, der auch an die Stadt ge-
schickt wurde“, so der Ortsbürgermeis-
ter.

Die Anwohner hätten in dem Schrift-
stück unter anderem darauf hingewie-
sen, dass die Stadt bereits im Jahre 2006
einen Vertrag mit einem der Anwohner
geschlossen habe, dass der sich um die
Pflege des Grundstücks kümmern soll.
„Dieser Vertrag lief angeblich über zwei
Jahre und verlängerte sich anschließend
jeweils nach einem Jahr“, so Kumme.
„Diese Vereinbarung kannte ich aber

gar nicht und selbst die Verwaltung war
jetzt überrascht.“ Da außerdem eine
Kündigungsfrist von einem halben Jahr
vereinbart worden sein soll, habe der
Stadtbaurat im Fachausschuss für Stadt-
entwicklung nun die Vorlage zur ge-
planten Änderung des Bebauungsplanes
zurückziehen müssen.

Kumme macht keinen Hehl aus sei-
ner Verärgerung. „Die Anwohner hatten

uns zu keinem Zeitpunkt darüber infor-
miert, dass sie Einwände gegen eine Be-
bauung dieser Fläche haben“, betonte
er. „Verärgert bin ich auch über die Be-
hauptung, dass die geplante Bebauung
des Grundstückes auf Initiative des Orts-
rates erfolgen soll“, so der Ortsbürger-
meister. Entsprechende Pläne habe viel-
mehr die Stadt angestoßen. Der Ortsrat
habe dieses Vorhaben nur gebilligt und

keinerlei Bedenken geäußert. Wie nun
das weitere Verfahren aussieht, bleibt
ungewiss. Die Verwaltung hält sich be-
deckt. „Die Stadt befasst sich derzeit mit
der Prüfung von eingegangenen Ein-
wendungen gegen die Änderung des
Bebauungsplanes. Solange dieses Ver-
fahren nicht abgeschlossen ist, können
wir noch nichts dazu sagen“, heißt es
vonseiten der Stadt.

Anlieger äußern Bedenken gegen geplante Bebauung „Am Deipensiek“ / Kumme: „Ortsrat nicht informiert“

Von Michael BorneMann

Diese Fläche an der Straße „Am Deipensiek“ in Ochtersum soll nach den Plänen der Stadtverwaltung bebaut werden. Foto: Bornemann

Thema Hochwasser staut sich auf

Bavenstedt. Einige Bürger haben ihrer
Unzufriedenheit über zwei Landesbe-
hörden im Ortsrat Bavenstedt Luft ver-
schafft. Weil das Thema Hochwasser-
schutz noch nicht geklärt sei, hätten sie
Probleme, ihre Grundstücke zu veräu-
ßern.

Seit 2009 beschäftigt sich der Ortsrat
bereits um mit dem Thema Hochwasser-
schutz. Nördlich des Unsinnbaches lie-
gende Grundstücke sollen vor Über-
schwemmungen geschützt werden. Da-
für sind Schutzmaßnahmen geplant. Un-
ter anderem soll an der Wankelstraße ein
Dammbalkenverschluss verbessert wer-
den, um die östliche landwirtschaftlich
genutzte Fläche als Retentionsraum zu

nutzen. Soll heißen: Bei Hochwasser
wird das Wasser des Unsinnbaches dort
zurückgestaut. Die Stadt Hildesheim hat
einen Finanzierungsanteil von 450 000
Euro in den Haushalt 2016 eingestellt
und rechnet mit einem weiteren Landes-
zuschuss von 70 Prozent zu den Gesamt-
kosten. Aber der Bewilligungsbescheid
des Niedersächsischen Landesbetriebes
für Wasserwirtschaft liegt noch nicht vor,
trotzdem sich die Stadtentwässerung
(SEHI) immer wieder darum gekümmert
hat. Und so lange können beispielsweise
die betroffenen Grundstückseigentümer
ihre Flächen nicht bebauen.

Thorben Bremer, einer der Betroffe-
nen, klagte im Ortsrat: „Wir können we-
der Grundstücke veräußern noch eigene
Bauten errichten.“

Ortsbürgermeisterin Claudia Schrö-
der (CDU) stimmte ihm zu. Schließlich
gebe es Interessenten und eine Bebau-
ung freier Flächen innerhalb der Ortsla-
ge sei wünschenswert. Der Ortsrat habe
selbst aber kaum Möglichkeiten der Ein-
flussnahme. Deshalb wurde die SEHI ge-
beten, ihre Bemühungen bei der Landes-
behörde umgehend fortzusetzen.

Dauerthema ist auch die Sicherheit
der Radfahrer auf der Kreisstraße zwi-
schen Bavenstedt und Drispenstedt. Star-
ker Verkehr, zu schnelles Fahren, dazu
eine langgezogene Kurve gefährdeten
die Radfahrer. Die müssen – wenn sie
sich korrekt verhalten – die Fahrbahn
benutzen und nicht den Fußweg. Der
wiederholten Forderung des Ortsrates,
den Fußweg für Radfahrer freizugeben,
erteilte die Verkehrskommission aber
eine Absage. Als Begründung wurde die
zu geringe Breite und das zu niedrige
Brückengeländer über der Autobahn
(1,10 Meter) angeführt. Eine Mindesthö-
he von 1,30 Meter sei vorgeschrieben,
um den Fußweg für Radfahrer freizuge-
ben.

„Das Problem mit der Breite ließe sich
wohl lösen“, meinte Verwaltungsmitar-
beiterin Jasmin Weprik. Mit dem Gelän-
der sei das hingegen schwieriger, denn
die Stadt ist nicht Eigentümerin der Brü-
cke. Die zuständige Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr habe eine Er-
höhung des Geländers abgelehnt. Fotos
von Werner Steinke (SPD) verdeutlich-
ten die gegenwärtige für Radfahrer un-
befriedigende Lage. Die will der Ortsrat
nicht hinnehmen und nun mit einem Ini-
tiativantrag über die Stadt die Landesbe-
hörde zu einer anderen Entscheidung
drängen.

In der nächsten Sitzung des Ortsrates
soll der Stadtverkehr (SVHI) die Planun-
gen zu den Bustaktungen ab 2017 erläu-
tern.

Bavenstedter ärgern sich über lange Bearbeitungszeit der Landesbehörden

Von reinhard Burghardt

Der Fußweg auf der Kreisstraße zwischen Bavenstedt und Drispenstedt (links) kann erst
für Radfahrer freigegeben werden, wenn das Geländer der Autobahnbrücke auf 1,30
Meter erhöht wird. Foto: Burghardt

Wodsack führt
CDU-Liste für

Rat in Itzum an
Ortsverbands-Vorsitzende
Kurth tritt nicht wieder an

Itzum. Der CDU-Ortsverband Itzum hat
Frank Wodsack als Spitzenkandidaten
für die Stadtratswahl im Herbst aufge-
stellt. Hinter dem Hildesheimer CDU-
Stadtverbandsvorsitzenden folgen Fran-
ziska Busche, Klaus Veuskens, Michael
Bilitewski und Christian Kentler auf der
Liste. Auf der müssen im Wahlbereich
Süd allerdings auch noch die Bewerber
aus Ochtersum und der Marienburger
Höhe Platz finden. Über die endgültige
Reihenfolge entscheidet Anfang März
das so genannte 100er-Gremium des
CDU-Stadtverbandes.

Damit verzichtet von den derzeitigen
Ratsmitgliedern aus Itzum neben Ste-
phan Kaune auch die CDU-Ortsver-
bandsvorsitzende Maria Kurth auf eine
erneute Kandidatur. Beide saßen zehn
Jahre im Rat. Kurth sagte dieser Zeitung,
sie habe als Vorsitzende in Itzum einiges
zu tun und möchte sich zudem verstärkt
dafür einsetzen, neue Mitglieder zu wer-
ben. Sie bedauere die Entscheidung
Kaunes, verstehe sie aber. Der 27-Jähri-
ge zieht sich aus beruflichen Gründen
aus der politischen Arbeit zurück. Für
den Kreistag treten aus Itzum Klaus
Veuskens und Michael Bilitewski an.

Der Ortsverband ehrte in seiner Jah-
resversammlung Otto Veuskens, Fred
Müller und Christa Malorny für 30-jäh-
rieg Mitgliedschaft, sogar 35 Jahre sind
Rainer Busche, Heinrich Riechers, Klaus
Veuskens und Maria Kurth dabei. Die
Vorsitzende zeichnete außerdem Johan-
nes Gehrs aus. br

anzeige

Grüne rufen Parteien zum Kampf gegen die AfD auf

hIldesheIm. Die Grünen-Vorsitzenden
aus Stadt und Kreis, Manfred Kallmeyer
und Klaus Schäfer, haben die übrigen
Parteien dazu aufgefordert, die AfD im
Kommunalwahlkampf gemeinsam zu
bekämpfen. Es gehe darum zu verhin-
dern, dass die Partei im Herbst in die
Hildesheimer Kommunalparlamente ein-
zieht: „Wir rufen alle demokratischen
Kräfte zu einer konsequenten politischen
Auseinandersetzung mit der AfD auf“,
heißt es in einer Presseerklärung der
beiden Grünen-Vertreter. Sie sind je-
weils Ko-Vorsitzende ihrer Partei in Stadt

und Kreis Hildesheim. Anlass
für den Grünen-Aufruf sind
die Aussagen der AfD-Bun-
desvorsitzenden Frauke Petry
zum Waffeneinsatz an der
deutschen Grenzen und die
Stellungnahme der AfD-Kreis-
vorsitzenden Alexandra Krie-
singer dazu in dieser Zeitung.
„Wer die Grenzen durch Waf-
fengewalt vor Flüchtlingen
schützen will, konterkariert
das deutsche Asylrecht“, beto-
nen die Grünen. Petry hatte
gesagt, ein Polizist müsse zur Verhinde-
rung des illegalen Grenzübertritts von

Flüchtlingen „notfalls auch
von der Schusswaffe Ge-
brauch machen“. Kriesinger
wiederum hatte erklärt, dass
Grenzer unter bestimmten Vo-
raussetzungen einen Warn-
schuss abgeben dürften, die
Hildesheimer AfD aber davon
überzeugt sei, dass bei ausrei-
chender Personalstärke da-
rauf verzichtet werden könne.

Für die Grünen entlarvt die
Behauptung Kriesingers, die
Presse habe Petry zu ihren

Entgleisungen getrieben, die Grundhal-
tung der AfD: „Die Presse- und Mei-

nungsfreiheit steht nicht zur Disposition
der AfD“, betonte Schäfer. Sie sei ein
unantastbares Grundrecht und uneinge-
schränkt vonnöten, um die Demokratie
mit Leben zu füllen. Kallmeyer beschei-
nigt der AfD eine antidemokratische
Haltung. „Diese rechtsextreme Partei“
bedeute eine Gefahr für die Demokratie.
Der bürgerliche Anschein, den sich die
AfD verleihen wolle, sei falsch, schrei-
ben die Grünen. Kriesinger habe an De-
mos des Pegida-Ablegers in Hannover
teilgenommen. Zudem erinnern die Grü-
nen an den Versuch der Kreis-Chefin,
Teilnehmer einer AfD-Veranstaltung in
Hamburg an Interviews zu hindern.

Rechte Partei soll nicht in die Kommunalparlamente der Region einziehen / „Gefahr für die Demokratie“
Von rainer Breda

Versammlung des
DHB-Ortsverbands

hIldesheIm. Der DHB-Ortsverband
Netzwerk Haushalt lädt Mitglieder und
Gäste für Donnerstag, 11. Februar, 15
Uhr, zur Jahreshauptversammlung in

das Hotel „Bürgermeisterkapelle“ (Rat-
hausstraße 8) ein. Weitere Informatio-
nen gibt es unter Telefon 0 51 27 / 15 83.

mmu

Wie viele behinderte
Mitarbeiter?

hIldesheIm. Arbeitgeber mit mindes-
tens 20 Arbeitnehmern müssen bis zum
31. März die Zahl ihrer beschäftigten
Schwerbehinderten im Betrieb melden.
Darauf verweist die Agentur für Arbeit.
Arbeitgeber, die durchschnittlich min-
destens 20 Arbeitsplätze vorhalten, sind
dazu verpflichtet, mindestens fünf Pro-
zent ihrer Arbeitsplätze mit Schwerbe-
hinderten zu besetzen. Ist diese Quote
nicht erfüllt, wird eine Ausgleichsabga-
be fällig. Die Höhe dieser Abgabe be-
rechnet sich an der Beschäftigungsquo-
te. Die eingenommenen Beträge werden
für die Integration von Schwerbehinder-
ten in den Ausbildungs- und Arbeits-
markt verwendet.

Die Meldung muss an die Agentur für
Arbeit gehen. Bereits erfasste Arbeitge-
ber haben per Post eine CD-ROM mit
der Software Rehadat-Elan zur elektro-
nischen Anzeige bekommen, um die Da-
ten auf elektronischem Weg versenden
zu können. Alternativ können Betriebe,
deren Beschäftigtenzahl im vergange-
nen Jahr das erste Mal über 20 gestie-
gen ist, Vordrucke unter www.rehadat-
elan.de anfordern.

Bei weiteren Fragen rund um das An-
zeigeverfahren und die Beschäftigungs-
pflicht schwerbehinderter Arbeitnehmer
können sich Unternehmen an den Ar-
beitgeberservice der Agentur wenden.
Zusätzlich berät die Agentur über Be-
schäftigungsmöglichkeiten von Behin-
derten. Ein Kontakt ist unter Telefon
0800 / 4 55 55 20 oder per E-Mail an: Ar-
beitgeber.Hildesheim@arbeitsagentur.
de möglich. ha

Sprechstunde in
Neuhof fällt aus

hIldesheIm. Die Bürgersprechstunde
mit Ortsbürgermeister Lothar Ranke in
Neuhof, die für Mittwoch, 10. Februar,
geplant war, fällt aus. ha

Grundschule wird
keine Unterkunft
für Flüchtlinge

hIldesheIm. Wird das Gebäude der
ehemaligen Grundschule Pfaffenstieg
nun Flüchtlingsunterkunft oder nicht?
Diese Frage kursiert als Gerücht durch
die politischen Kreise Hildesheims. Zu-
mal im vergangenen Jahr das THW
kurzfristig die Turnhalle an der Schule
als Flüchtlingsunterkunft eingerichtet,
aber kurze Zeit später wieder ausge-
räumt hatte.

Auf Anfrage dieser Zeitung erklärt
die Stadt nun, „die Grundschule Pfaf-
fenstieg wird keine weitere Flüchtlings-
unterkunft in Hildesheim“. Über eine
neue Nutzung sei aber auch noch nicht
entschieden. Das sei noch in der Bera-
tung. Derzeit nutzt die Kita Münchewie-
se übergangsweise einige der ehemali-
gen Schulräume. Die Kita wird aber zum
19. Februar wieder bezugsfertig sein, so
dass die Kindergartengruppen wieder
ausziehen werden. sky

Klaus Schäfer ist
Ko-Vorsitzender
der Kreis-Grünen

Gelassen
ist einfach.

sparkasse-hildesheim.de

Wenn man Finanzgeschäfte
jederzeit und überall erledi-
gen kann.

Unserer heutigen Ausgabe bzw.
einem Teil der Auflage liegen
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